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Wir brauchen eine Allianz der 
Reformwilligen
W
ie der Dax, so hat sich die Stimmung in Deutschland in diesem Jahr von 
Monat zu Monat verschlechtert. Dem Einzelhandel brechen die Umsätze 
weg. Den öffentlichen Haushalten fehlen Steuereinnahmen in zweistelliger Milli-
ardenhöhe. Welthandel und Weltpolitik tun ein Übriges. Erstmals seit 20 Jahren 
ist 2001 der grenzüberschreitende Handel geschrumpft, und ein bewaffneter 
Konﬂ  ikt mit dem Irak scheint unvermeidlich. Unsicherheit greift um sich. Pessi-
mismus macht sich breit. Die Hoffnung auf eine Trendwende wird in der Politik 
gesehen. Gelingt es der rot-grünen Bundesregierung tatsächlich, das Steuer 
herumzureißen und Deutschland aus dem wirtschaftlichen Wellental auf Wachs-
tumskurs zu bringen? 
Zunächst überwiegen die Zweifel: Mit der Koalitionsvereinbarung wird der 
harte Kurs einer strengen Haushaltskonsolidierung weichgespült. Zwar soll der 
milliardenschwere Zuschuss zur Bundesanstalt für Arbeit eingespart werden. Vor 
allem aber werden Steuern erhöht und neue Schulden gemacht. Die höhere Neu-
verschuldung und die Steuererhöhungen sind ein ernüchterndes Signal dafür, 
dass die rot-grüne Bundesregierung auch in der neuen Legislaturperiode wei-
terhin geneigt ist, den Weg des geringsten Widerstandes zu gehen. Fehlt Geld, 
wird nicht etwa gespart. Die maroden Staatshaushalte werden nicht wirklich von 
Grund auf saniert. Nein, mit hoheitlichem Zwang wird das Geld dort eingetrieben, 
wo der Aufschrei der Betroffenen polit-ökonomisch kein Gehör ﬁ  ndet und viel-
leicht bei Nichtbetroffenen Zustimmung oder sogar Schadenfreude hervorruft. 
So werden die Löcher in den öffentlichen Haushalten aber lediglich notdürftig 
und vorübergehend gedeckt. 
Ja, möglicherweise verschärfen Steuererhöhungen sogar das Problem, das 
sie zu lösen glauben: Höhere Steuern fördern nämlich vielfältige Formen legaler 
Steuerumgehung und auch die illegale Steuerﬂ  ucht. Sie schwächen die private 
Kaufkraft und führen zu Konsum- sowie Investitionszurückhaltung. Gerade in 
Zeiten konjunktureller Unsicherheit braucht es aber mehr und nicht weniger Geld 
in den Taschen der Bevölkerung – und zwar bei Arbeitnehmern wie auch bei 
Selbständigen und Unternehmern. Es bleibt eine Illusion zu glauben, Steuerer-
höhungen seien geeignet, die öffentlichen Haushalte in Deutschland ins Gleich-
gewicht zu bringen. Dreht sich die Steuerschraube stärker in die Wirtschaft wird 
sie immer weitere Kreise der Gesellschaft erfassen. Irgendwann dürften auch die 
heute scheinbar noch Begünstigten zu den Betroffenen gehören. 
Wer wirklich die öffentlichen Haushalte nachhaltig sanieren will, kommt nicht 
um sehr weitreichende Einschnitte bei den Staatsausgaben herum. An vorderster 
Stelle stehen dabei die Subventionen. Sie müssten radikal nach der „Rasenmä-
her-Methode“ gekürzt werden. Keine auch noch so sehr verteidigte Ausnahme 
darf ausgespart bleiben. Nur so lässt sich ein wenig ergiebiger Hickhack über 
„gute“ und „schlechte“ Subventionen verhindern. Denn niemand kann heute 
wissen, welche Subventionen aus welchen Gründen sinnvoller sein sollten, als 
andere. 
Die Koalitionsvereinbarungen verdeutlichen auch eines: Die rot-grüne Regie-
rung hat den Grundsatz Machiavellis missachtet, dass das Zeitfenster für weitrei-
chende politische Möglichkeiten nach Wahlen eng begrenzt ist und dass deshalb 
gleich zu Beginn einer neuen Legislaturperiode Reformnägel mit Köpfen einzu-
schlagen sind. Der eine oder andere richtige Schritt wird zwar durchaus gewagt. 
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So werden einige Steuerprivilegien gestrichen, ein paar Finanzhilfen gekappt, 
die Arbeitslosenvermittlung verbessert, die Familienpolitik thematisiert und die 
Zuwanderungspolitik modernisiert. Alles in allem aber wird zu wenig getan, um 
veraltete Regulierungen ersatzlos abzuschaffen, Marktmechanismen zu stärken 
und die sozialen Versicherungssysteme zu modernisieren.
Es bleibt dabei: Die im Koalitionsvertrag umrissene rot-grüne Wirtschaftspo-
litik geht fraglos nicht weit genug, um die deutsche Wirtschaft von lähmenden 
Fesseln zu befreien und ihr die notwendige Flexibilität für ein erfolgreiches Über-
leben im Zeitalter der Globalisierung zu erleichtern. Deutschland würde tiefer 
gehende Strukturreformen dringender denn je benötigen. Und der demographi-
schen Alterung wegen wird jeder Tag, der verstreicht, das Leben für kommende 
Generationen nicht einfacher machen   auch deshalb ist eine Politik des Schul-
denmachens eine fragwürdige Politik zu Lasten (noch ungeborener) Dritter.
Aber kann die fehlende Reformfreude der rot-grünen Koalition überraschen? 
Nicht wirklich: Denn die deutschen Wähler(innen) haben sich nun einmal am 22. 
September für eine Fortsetzung von Rot und Grün und gegen einen Wechsel 
entschieden. Sie wollen ganz offensichtlich an Besitzständen festhalten. Sie wol-
len einen Kanzler und eine Regierung, die den deutschen Sozialstaat möglichst 
unversehrt lassen. Das rot-grüne Wahlsignal will sagen: Stopp für weitreichende 
Reformen, die Deutschland mehr Eigenverantwortung und Markt, aber weniger 
Fremdbestimmtheit und Staat zumuten möchten. 
Deutschland hat gewählt und sich für den Status quo und gegen tief gehende 
Reformen entschieden. So banal es ist: In einer Demokratie hat ein Volk jene 
Regierung, die es wählt. Gewählte Politiker(innen) sind letztlich der Spiegel der 
öffentlichen Meinung. Wer Reformen will, muss andere Politiker(innen) wählen. 
Finden sich unter den Kandidaten keine Reformer, darf der Vorwurf der Reform-
unwilligkeit nicht die gewählten Nicht-Reformer treffen. Vielmehr schlägt er auf 
jene zurück, die nicht den Mut hatten und haben, die öffentliche Meinung zu-
gunsten von nachhaltigen einschneidenden und schmerzhaften Reformen zu 
mobilisieren. Wer vor lauter Taktik den Konﬂ  ikt vermeidet, sollte sich nicht wun-
dern, am Schluss den Reformkampf zu verlieren. 
Von der rot-grünen Regierung darf also gar keine fundamentale Reform erwar-
tet werden. Deshalb schießt die Kritik am Ziel vorbei, die nun bei allem und jedem 
immer wieder über verpasste Reformchancen lamentiert. Es bringt Deutschland 
nicht weiter, kurze, aber an sich richtige Reformschrittchen ständig zu kritisieren, 
nur weil sie keine weiten Sprünge sind. Das Hartz-Konzept und ein modernes Zu-
wanderungsgesetz beispielsweise sorgen in einer verunsicherten, offensichtlich 
reformkritischen Öffentlichkeit wenigstens für etwas Bewegung. Und jede auch 
noch so kleine Erfolgsmeldung hilft im Moment, die triste Stimmung aufzuhellen. 
Mit Klagen über verpasste Chancen lässt sich das wirtschaftspolitische Steuer 
in Deutschland nicht herumreißen. Was jetzt notwendiger denn je wird, ist eine 
Mobilisierung der öffentlichen Meinung zugunsten weitreichender Reformen. 
Dieser Stimmungswechsel lässt sich nicht von heute auf morgen erzwingen. 
Er kann auch nicht von der Politik herbeigeführt werden. Er muss von jenen 
vielen Deutschen ausgehen, die nicht aufgeben, an die Zukunft Deutschlands 
zu glauben, obwohl sie oft an der Reformunfähigkeit des Wirtschaftssystems 
verzweifeln. Es braucht Unternehmer(innen), die für mehr Handlungsfreiheit pro-
testieren; es braucht Selbständige, die mehr Freiräume einfordern; es braucht 
Arbeitnehmer(innen), die netto mehr verlangen; es braucht Arbeitslose, die sich 
gegen gut gemeinte, aber falsch wirkende Regulierungen wehren; es braucht El-
tern, die für die Chancen ihrer Kinder kämpfen; kurz: es braucht eine Allianz der 
Reformwilligen, die die Öffentlichkeit überzeugt, dass eine Zukunft ohne Reform 
keine Zukunft hat! 